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Gericht zwingt Land ZU 
-Überprüfung 

Kann Deponie vollständig beseitigt werden? 
HANNOVER. Die niedersäch­
sische Landesregierung und 
die ihr unterstellten Behörden 
müssen die Möglichkeit einer 
vollständigen Beseitigung der 
stillgelegten Sondermüllde­
ponie Münchehagen im Land­
kreis Nienburg überprüfen. 
Das entschied gestern das 
Verwaltungsgericht Hanno­
ver. Außerdem muß für die 
bereits begonnenen Siche­
rungsarbeiten an der Deponie 
ein ordentliches Genehmi- · 
gungsverfahren mit öffentli­
cher Beteiligung eingeleitet 
werden. 

Die ~emeinsame Klage eines 
landWirts und der Städte Reh­
burg-Loccum (Landkreis Nien­
burg) und Petershagen (Land-

kreis Minden-Lübbecke) auf 
umgehende Beseitigung der 
Deponie wiesen die Verwal­
tungsrichter jedoch ab. 

Dennoch bewerteten die Klä­
ger und ihr Berliner Rechtsan­
walt Reiner Geulen die Ent­
scheidung als Erfolg. Denn das 
Verwaltungsgericht erklärte 
sämtliche behördliche Geneh­
migungen der 1976 errichteten 
Giftmüllkippe für nichtig. Das 
Gericht erkannte den Klägern 
auch zu, einen Anspruch auf 
Beseitigung der Folgen aus der 
illegalen Einlagerung zu haben. 
Es könne nur deshalb keine 
Verpflichtung zur umgehenden 
Beseitigung der Deponie aus­
sprechen, weil der Giftmüll aus 
Münchehagen derzeit nicht an 

einen anderen Ort gebracht 
werden könne. 

Der Anspruch der Betroffe­
nen auf Beseitigung der Folgen 
einer illegalen Abfall-Altlast ist 
durch das hannoversche Ge­
richt bundesweit erstmals fest­
gestellt worden. Durch die Ge­
richtsentscheidung, einem so­
genannten Bescheidungsurteil, 
sind die niedersächsischeh Be­
hörden verpflichtet, den Klä­
gem per Bescheid mitzuteilen, 
wie sie das Beseitigungsbegeh­
ren erfüllen wollen. Als Alterna­
tive dazu SChloß das Gericht 
auch die Möglichkeit einer voll­
ständigen Abdichtung der De­
ponie nach allen Seiten nicht 
von vornherein aus. 



Gericht: Münchehagen-Genehmigungen nichtig 
Antrag auf Ausräumen "vom Ansatz her" bejaht / Anwalt Geulen: Ein historisches Urteil 
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Die Genehmigungen, die der 1983 stillgelegten Sondermüll­
deponie MÜDchehagen (Kreis Nienburg) zugrunde liegen, sind 
nach Auffassung des Verwaltungsgerichts Hannover nichtig. 
Die 2. Kammer des Gerichts hat dies in einem am Montag ver­
kündeten Urteil mit einer "besonders schwerwiegenden und 

offenkundigen Fehlerhaftigkeit" der Genehmigungen begrün­
det. Dem Antrag auf Ausräumen der Deponie entsprach das 
Gericht nicht, weil dies derzeit nicht zu bewältigen sei. Es be­
jahte aber "vom Ansatz her" die Pflicht der Behörden, die Fol­
gen der nichtigen Genehmigungen zu beseitigen, und gab der 
Bezirksregierung auf, nach Wegen zu suchen. 

Gegen die Deponie hatten die Stadt 
Rehburg-Loccum, die Stadt Petershagen 
(Nordrhein-Westfalen) sowie der Bauer 
und Deponienachbar Heinrich Brarnmer 
geklagt. Sie bestehen auf dem Auskoffern 
der Deponie, aus der Schadstoffe austre­
ten. In ersten Stellungnahmen bezeichne­
ten die Kläger und ihr Anwalt Reiner 
Geulen (Berlin) das Urteil als Erfolg. Geu­
len teilte aus Berlin mit, zum erstenmal 
sei ein "Folgenbeseitigungsanspruch" im 
Falle einer Deponie bejaht worden. Das 
Urteil habe daher historische Bedeutung 
für alle, die eine Beseitigung von toxi­
schen Altlasten anstreben. Hans Elbers, 
Bürgermeister von Rehburg-Loccum, äu­
ßerte sich am Montag "zu 90 Prozent zu­
frieden" . Die zehn Prozent Unzufrieden­
heit begründete Elbers so: "Das Gericht 
hat nicht konkret gesagt, daß die Deponie 
weg muß. Aber der Auftrag an die Behör­
den gleicht diesen Mangel zum großen Teil 
aus. t
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Verwaltungsgerichts-Vizepräsident Wil­
fried Segger sagte in der Urteilsbegrun­
dung, die hannoversche Bezirksregierung 
habe 1976 nicht das gesetzlich vorge­
schriebene Planfeststellungsverfahren be­
trieben, das eine relativ weitgehende Mit­
wirkung der von den Planungen berührten 
Kommunen und einzelnen Bürger vor­
sieht. Statt dessen habe die Regierung 
"vereinfacht" eine Plangenehmigung "auf 
Grund nur sehr allgemein gehaltener Gut­
achten" erteilt und es dem Kreis Nienburg 

überlassen, über wesentliche Fragen wie 
die Ausgestaltung und die Tiefe der Müll­
gruben zu entscheiden. Der Kreis habe 
dann in den Jahren 1976, 1980 und 1981 
"Betriebsplangenehmigungen" erteilt, die 
nach Aufassung des Gerichts schon des­
halb nichtig sind, weil deren Grundlage 
nichtig ist. 1983 hatte das Gericht die De­
ponie stillgelegt, weil Giftmüll auf einem 
dafür nicht vorgesehenen Geländeteil ab­
gelagert worden war. 

Die Kläger hatten in ihrem Folgenbesei­
tigungsanspruch verlangt, daß die Depo­
nie vollständig ausgekoffert und beseitigt 
wird. Dem stimmte das Gericht "vom An­
satz her" zu, denn die Behörde habe die 
Pflicht, die Folgen der nichtigen Geneh­
migungen zu beseitigen. Vizepräsident 
Segger sagte, die Ablehnung des Antrag 
beruhe auf der "Besonderheit" der Um­
stände. Gegenwärtig sei es unmöglich, die 
Behörden zum Ausräumen zu zwingen. 
"Sondermüll solcher Mengen - rund ' 
500 000 Kubikmeter - und solcher Ge­
fährlichkeit kann man nicht einfach auf 
Lastwagen packen und irgendwohin kar­
ren", sagte Segger. Ausgekoffert werden 
könne nur dann, wenn an irgendeinem Ort 
nach Ablauf eines Planfeststellungsver­
fahrens eine Deponie geschaffen worden 
sei, wo der Müll "dann rechtmäßig gela­
gert werden kann". Der Vizepräsident 
verWies auch auf die Gefahren, die nach 
dem gegenwärtigen Stand der Technik mit 
dem Ausräumen der Deponie verbunden 

seien, und erwähnte das von der FDP­
Landtagsfraktion ins Gespräch gebrachte 
Vereisungsverlahren. Diese Methode ist 
nach Ansicht des Gerichts noch nicht ein­
deutig praxisreif. 

Das Gericht verpflichtete Regierung 
und Kreis jedoch, "über das Beseitigungs­
begehren zu entscheiden". Das bedeutet, 
daß die Behörden nach Wegen suchen 
müssen und daß die Kläger die Möglich­
keit haben, immer wieder Druck auszu­
üben. Zu dem Vorhaben der Landesregie- . 
rung, die Deponie mit Spundwänden 
rundum unter anderem gegen das Grund­
wasser abzudichten, sagte das Gericht, 
auch hierfür sei ein Planfeststellungsver­
fahren nötig. Das Gericht meint, daß der 
vom Land beschrittene Weg "nicht den 
rechtlichen Maßstäben" entspricht. Das 
Land wolle die seitliche Abschottung auf 
der Grundlage des Gesetzes über Sicher­
heit und Ordnung (SOG) vornehmen, das 
jedoch nicht auf Vorhaben dieses Ausma­
ßes angewendet werden könne. Das Ge­
richt schloß nicht aus, daß - nach gründli­
cher Prüfung aller Umstände - der Gift­
müll auch in Münchehagen verbleiben 
könnte. Eher beiläufig unterstützte das 
Gericht das Begehren der Kläger, in die­
sem Falle die Deponie nicht nur seitlich 
abzukapseln, sondern auch unten und 
oben. Die untere Abdichtungist in dem 
Plan der Landesregierung nicht vorgese­
hen und wird von Fachleuten allgemein 
als undurchführbar bezeichnet. 


